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.Auf eine Anfrege der ABg.H a c k e n b erg, F r ii h \'1 i r t hund 

Genossen t betreffend die Lnmeldung von Versammlungen, langte die: nachstehende 

schriftliche Lntwcrt des BundesministE:,rs für Inneres E:in~ 

Der Bürgermeister der Stadt Wien erhielt im Leufe etes Monates November 

von der Interalliierten Kommandantur die Mitteilung, dass alle Kundg~)bungen unter 

freiem Himmel der Bewilligung durch die Kommandantur bedürfen. Zu diesE'n Zwecke 

müsse die Bundespolizeidirektion ~:.~ien alle Anzeigen im 'liege des 'Bürgermeist ers 

doJr Stadt Wien rechtzeitig .une. mit Antrag der Intersl,liiert en Ko.m.rrumdfintur zur 

Entscheidung vorlegen. 

Eine Luskunft, welcher Termin als "rechtzeitig" 8.nzuseh.€;n 'sei, 'wurde 

bisher nreht erteilt. 

Da die !undespblizeidirektion Wien die im Gesetz vom Jahre 1867 vor­

gesehen(\ ,Anzeigefrist von 3 Tagen für die reochtzE'-i tige Vorlage "vo·n, Anzeigen l:'n" 

die Interalliierte Besatzungsb;ehördc ü'l,ier den. ]3ürgerl'ld.st er der' 

Stadt Wien als zu kurz.erechtete,,~üzog sie sich in einer im eigenen 'lf..'irkungs­

kreis erlassenen Verlautbar,mg ü'be~ dit }"nzeigep~licht ('ohne Kenntnis aes Bun­

desministeri1.lms für Innüres I:luf ein,·; Notveror<;i.nung vom .Jp..hre 1933. 
. . . 

. . Das 'Bundesministerium für Inner€:s hat jedoch die Luss~,'rkr8ftsetzung 

dieser NDtverordnung- bereits in die 'cgt:;). geLitet. und daher 9 Als di 8 Verle Ul:b8-. 

rUng t8kannt :ru.rde, die Bundüspoli2:t)i4irektion s~fo:::,t p.ngewiescnp die:'B8zug­

nähme dl':lrauf rückg;-:ngig ;u machen. 

Ehenso vrllrden al18 Bezirkshc:uptI!l2nn$cht~ften9 die f:lUS glE',ich.,m Gründen 

ähnliche .!n~dnungGn 6rlassen haben, zur Zurückziehung dieser Anordmmg<2n verp.n­

. lasst. 

Da in den verschiedenen· Besatzungszonen, ja sogar von den HinzeInen 

örtlichen Besatzung'sbehörden die l\nzeigen von VE.rsarJrnlung"en innerhalb g::mz ver-

8chiedeni;,;r Fristen verlangt wird; wird das Bundesministerium für Inn6res pn der:. 

Llliierten Rat für Ö.stürreich mit dem ErsuchEn hersntrett;,;n~ 5inE:r dnhE;itlichün 

h<:g31ung für das ganze Bund(;sgebiet zuzustimmen und zu VEranlassen, dass alle 

Dienst sttllen der Besatzungsmächte diesb: :!ügelung' anerkennBn. 
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